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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Nachhaftung für Rückbau- und Entsorgungskosten im 
Kernenergiebereich 

(Rückbau- und Entsorgungskostennachhaftungsgesetz – Rückbau- und Entsor-
gungskostennachhaftungsG) 

A. Problem und Ziel 

Die Betreiber von Kernkraftwerken sind gemäß Atomgesetz verpflichtet, die Kos-
ten für die Stilllegung und den Rückbau der Kernkraftwerke und die Entsorgung 
des von ihnen erzeugten radioaktiven Abfalls einschließlich der Endlagerung zu 
tragen. Nach dem schrittweisen Ausstieg aus der Kernenergie zur Stromerzeu-
gung bis zum Jahr 2022 entfallen einerseits die Einnahmen aus dem Betrieb der 
Kernkraftwerke und andererseits entstehen die Kosten für Stilllegung, Rückbau 
und Entsorgung. Diese aus dem Vermögen der Betreiber zu tragenden Kosten 
werden in einem Zeitraum von mehreren Jahrzehnten anfallen. 

Derzeit sind die Betreiber von Kernkraftwerken in Konzerne eingegliederte Be-
treibergesellschaften. Sie sind weitgehend durch Beherrschungs- und Ergebnisab-
führungsverträge innerhalb der Konzerne finanziell derart abgesichert, dass wirt-
schaftlich das gesamte Konzernvermögen zur Tragung der Kosten für Stilllegung, 
Rückbau und Entsorgung haftet. Es gibt jedoch keine gesetzlichen Regelungen, 
die sicherstellen, dass diese Situation fortbesteht. Das geltende Recht gestattet 
grundsätzlich die Kündigung von Beherrschungs- und Ergebnisabführungsverträ-
gen und gesellschaftsrechtliche Umstrukturierungen mit der Folge einer Begren-
zung dieser Haftung auf Teile des wirtschaftlichen Konzernvermögens. Wenn 
diese Möglichkeiten künftig genutzt werden sollten und es in der Folge zu einer 
Zahlungsunfähigkeit von Betreibergesellschaften kommt, sind erhebliche finan-
zielle Risiken für die öffentlichen Haushalte nicht ausgeschlossen. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es daher, durch eine Neuregelung eine langfristige 
Nachhaftung jedes Unternehmens, das eine Betreibergesellschaft von Kernkraft-
werken beherrscht, für die Kosten der Stilllegung und des Rückbaus dieser Kern-
kraftwerke und die Entsorgung der radioaktiven Abfälle zu gewährleisten und so-
mit die Risiken für die öffentlichen Haushalte zu reduzieren.  

B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf führt eine gesetzliche Nachhaftung von herr-
schenden Unternehmen für von ihnen beherrschte Betreibergesellschaften ein für 
die Kosten von Stilllegung und Rückbau ihrer Kernkraftwerke sowie Entsorgung 
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einschließlich Endlagerung der radioaktiven Abfälle. Den Folgen möglicher ge-
sellschaftsrechtlicher Umstrukturierungen und Beendigungen von Beherr-
schungs- und Ergebnisabführungsverträgen innerhalb der Konzerne wird durch 
diese gesetzliche Sonder-Regelung für den Nuklearbereich entgegengewirkt. Wir 
werden im weiteren Verfahren klären, ob es Umgehungstatbestände des Gesetzes 
gibt und diese gegebenenfalls ausschließen. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für Bund, Länder und Kommunen entstehen durch dieses Gesetz keine Haushalts-
ausgaben ohne Erfüllungsaufwand an. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.  

F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 3 – Drucksache 18/6615
 
 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND  Berlin,      9. November 2015 

 DIE BUNDESKANZLERIN  

 

 An den  
Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen  
 

Entwurf eines Gesetzes zur Nachhaftung für Rückbau- und 
Entsorgungskosten im Kernenergiebereich (Rückbau- und 
Entsorgungskostennachhaftungsgesetz – Rückbau- und Ent-
sorgungskostennachhaftungsG) 

 
mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 
 
Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbei-
zuführen. 
 
Federführend ist das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie. 
 
Der Bundesrat hat in seiner 938. Sitzung am 6. November 2015 ge-
mäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 

des Bundesrates wird nachgereicht. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Angela Merke 
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Anlage 1 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Nachhaftung für Rückbau- und Entsorgungskosten im 
Kernenergiebereich 

(Rückbau- und Entsorgungskostennachhaftungsgesetz – Rückbau- und Entsor-
gungskostennachhaftungsG) 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Nachhaftung  

(1) Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen öffentlich-rechtlichen Zahlungsverpflichtungen eines 
Betreibers von im Inland belegenen Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung 
von Elektrizität (Betreiber), die für die Stilllegung und den Rückbau dieser Anlagen nach § 7 Absatz 3 des Atom-
gesetzes sowie für die geordnete Beseitigung der radioaktiven Abfälle nach § 9a Absatz 1 Satz 1 des Atomgesetzes 
entstehen, insbesondere die Verbindlichkeiten aus den §§ 21a und 21b des Atomgesetzes, der Endlagervoraus-
leistungsverordnung sowie aus Kapitel vier des Standortauswahlgesetzes, haften herrschende Unternehmen der 
jeweils anspruchsberechtigten Körperschaft neben dem Betreiber, wenn dieser diese Zahlungsverpflichtungen bei 
Fälligkeit nicht erfüllt. Satz 1 gilt auch für Entgelte, die anstelle dieser öffentlich-rechtlichen Zahlungsverpflich-
tungen erhoben werden. 

(2) Nimmt eine Behörde im Wege der Verwaltungsvollstreckung eine Handlung vor oder lässt sie durch 
einen Dritten eine Handlung vornehmen, zu der der Betreiber aufgrund des zweiten Abschnitts des Atomgesetzes 
oder einer hierauf beruhenden Rechtsverordnung verpflichtet ist, und erfüllt der Betreiber seine Kostentragungs-
pflicht aus der Vollstreckungshandlung nicht, so kann die Behörde die aus dieser Handlung entstehenden Kosten 
dem herrschenden Unternehmen neben dem Betreiber auferlegen. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Pflichten 
der Betreiber zum Rückbau aus § 7 Absatz 3 des Atomgesetzes sowie hinsichtlich der Entsorgungspflichten bis 
zur Endlagerung (insbesondere Konditionierung, Zwischenlagerung und Transport von radioaktiven Abfällen), 
der Ablieferung an ein Endlager nach § 9a Absatz 2 des Atomgesetzes und der Endlagerung nach § 9a Absatz 3 
des Atomgesetzes.  

(3) Können Zahlungsverpflichtungen nach Absatz 1 nicht mehr entstehen oder dem Betreiber auferlegt 
werden, weil der Betreiber als Rechtsträger erloschen ist, so kann die anspruchsberechtigte Behörde die Zahlungs-
verpflichtungen den herrschenden Unternehmen in dem Umfang auferlegen, in dem diese dem erloschenen Be-
treiber hätten auferlegt werden können, wenn er noch fortbestehen würde. Nimmt eine Behörde an Stelle eines 
erloschenen Betreibers eine Handlung vor oder lässt sie durch einen Dritten eine Handlung vornehmen, zu der 
der erloschene Betreiber zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aufgrund des zweiten Abschnitts des Atomgesetzes 
oder einer hierauf beruhenden Rechtsverordnung verpflichtet gewesen wäre oder hätte verpflichtet werden kön-
nen, wenn er noch fortbestehen würde, so kann die Behörde die aus dieser Handlung entstehenden Kosten dem 
herrschenden Unternehmen auferlegen. 

(4) Wenn nach diesem Gesetz ein herrschendes Unternehmen neben einem Betreiber haftet, so haftet das 
herrschende Unternehmen wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat.  

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 5 – Drucksache 18/6615
 
 

§ 2 

Beherrschung eines Betreibers 

(1) Herrschende Unternehmen im Sinne dieses Gesetzes sind Unternehmen, denen unmittelbar oder mittel-
bar mindestens die Hälfte der Anteile an einem Betreiber gehört, oder denen mindestens die Hälfte der Stimm-
rechte der Gesellschafter eines Betreibers zusteht oder die unabhängig davon in sonstigen Fällen allein oder ge-
meinsam einen beherrschenden Einfluss auf einen Betreiber ausüben können. Für die Berechnung des Teils der 
Anteile oder der Stimmrechte gelten die § 16 Absatz 2 und 3 des Aktiengesetzes entsprechend. Anteile und 
Stimmrechte Dritter werden entsprechend § 16 Absatz 4 des Aktiengesetzes zugerechnet.  

(2) Jeder persönlich haftende Gesellschafter eines Betreibers oder eines diesen beherrschenden Unterneh-
mens in der Rechtsform einer Personenhandelsgesellschaft gilt als herrschendes Unternehmen, sofern er nicht 
nachweist, dass er keine der in Absatz 1 genannten Voraussetzungen erfüllt. 

(3) Die Eigenschaft als herrschendes Unternehmen im Sinne dieses Gesetzes entfällt nicht dadurch, dass 
der Betreiber als Rechtsträger erlischt. 

§ 3 

Fortbestand der Nachhaftung in besonderen Fällen 

(1) Die Haftung nach § 1 erlischt nicht dadurch, dass die Eigenschaft als herrschendes Unternehmen nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes endet. 

(2) Die Übertragung der Haftung nach § 1 auf einen Dritten hat keine befreiende Wirkung. 

§ 4 

Zeitliche Beschränkung der Haftung 

Die Haftung nach § 1 endet zu dem Zeitpunkt, zu dem die ablieferungspflichtigen Stoffe des Betreibers vollstän-
dig an eine Anlage des Bundes zur Endlagerung radioaktiver Abfälle abgeliefert wurden und diese verschlossen 
ist. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Das Gesetz bestimmt eine subsidiäre Haftung von Unternehmen, die die Betreibergesellschaften der Kernkraft-
werke in Deutschland beherrschen für die finanziellen Verpflichtungen dieser Betreibergesellschaften bis zum 
Abschluss von Stilllegung und Rückbau ihrer Kernkraftwerke sowie Entsorgung und Endlagerung der radioakti-
ven Abfälle. Den Folgen gesellschaftsrechtlicher Umstrukturierungen oder Beendigungen von Beherrschungs- 
und Ergebnisabführungsverträgen innerhalb der Konzerne für den Umfang des wirtschaftlich haftenden Vermö-
gens wird durch diese gesetzliche Sonder-Regelung für den Nuklearbereich entgegengewirkt. Sie begrenzt 
dadurch die finanziellen Risiken der öffentlichen Haushalte insbesondere bei einer Insolvenz der Betreibergesell-
schaft im Hinblick auf die Erfüllung ihrer Verpflichtung, die Kosten der Stilllegung und des Rückbaus der Kern-
kraftwerke und der Entsorgung der radioaktiven Abfälle zu tragen. 

Das geltende Recht basiert auf der Annahme dauerhafter Lebensfähigkeit der Betreibergesellschaft, d.h. der dau-
erhaften Werthaltigkeit und Ertragskraft des den Rückstellungen gegenüberstehenden Aktivvermögens, um die 
Stilllegungs- und Rückbau- sowie Entsorgungsverpflichtungen zu erfüllen. Weitergehende gesetzliche Vorkeh-
rungen zur Gewährleistung der Erfüllung der vorgenannten Verpflichtungen durch die Betreibergesellschaft be-
stehen nicht. 

Derzeit sind die Betreibergesellschaften jedoch in Konzerne eingegliederte Gesellschaften. Sie sind weitgehend 
durch Beherrschungs- und Ergebnisabführungsverträge innerhalb der Konzerne finanziell derart abgesichert, dass 
bei wirtschaftlicher Betrachtung nicht nur das Vermögen der Betreibergesellschaft, sondern das gesamte Kon-
zernvermögen der herrschenden Unternehmen zur Tragung dieser Kosten haftet. Die Erfüllung der Stilllegungs- 
und Rückbau- sowie Entsorgungsverpflichtungen hat wegen der Gefahren der Radioaktivität und der hohen mit 
diesen Verpflichtungen verbundenen Kosten eine große Bedeutung für die Allgemeinheit. Deshalb besteht ein 
öffentliches Interesse daran, neben der Haftung der Betreibergesellschaften auch wirtschaftlich eine fortdauernde 
Haftung derjenigen Unternehmen für die vorstehend genannten Verpflichtungen zu erreichen, die die Betreiber-
gesellschaften beherrschen. 

Die derzeitige Rechtslage bietet jedoch nur begrenzten Schutz vor einer Verkleinerung des Haftungsvermögens. 
So ist gemäß § 303 Aktiengesetz eine konzernrechtliche Nachhaftung der Muttergesellschaften der Betreiberge-
sellschaften im Fall der Beendigung eines Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrages für ihre Verbindlich-
keiten nur sehr eingeschränkt gewährleistet. Einerseits ist der Anspruch lediglich auf Sicherungsleistung gerichtet 
und nicht auf Kostenübernahme. Andererseits ist die Dauer der Nachhaftung nach Rechtsprechung und Literatur 
begrenzt. Zudem besteht ein solcher Anspruch der Gläubiger einer Betreibergesellschaft nur gegen die der Be-
treibergesellschaft unmittelbar übergeordnete Konzerngesellschaft mit der der Beherrschungs- und Gewinnabfüh-
rungsvertrag bestand. Bei zwei- oder mehrstufigen Konzernverhältnissen besteht somit kein unmittelbarer An-
spruch gegen die Gesellschaft an der Konzernspitze, die zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen bei wirtschaftlicher 
Betrachtung auf das gesamte Konzernvermögen der herrschenden Unternehmen zurückgreifen könnte. 

 

Für den Fall einer umwandlungsrechtlichen Abspaltung gelten gemäß § 133 Umwandlungsgesetz vergleichbare 
Regelungen.  

Ein Zeitraum der Nachhaftung von fünf Jahren greift ferner für die vorstehend genannten Verpflichtungen erheb-
lich zu kurz. Bereits der Rückbau eines Kernkraftwerks beansprucht in der Regel einen deutlich längeren Zeit-
raum. Mit der Verfügbarkeit eines Endlagers für hoch-radioaktive Wärme entwickelnde Abfälle, in das die abge-
brannten Brennelemente aus den Kernkraftwerken einzulagern sind, wird frühestens um das Jahr 2050 gerechnet. 
Für die anschließende Einlagerung und den Verschluss des Endlagers ist mit Jahrzehnten zu rechnen. 
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Durch das Gesetz soll deshalb sichergestellt werden, dass bis zum Verschluss des Endlagers eine Nachhaftung 
aller die Betreibergesellschaften beherrschenden Unternehmen für deren Stilllegungs- und Rückbau- sowie Ent-
sorgungsverpflichtungen besteht. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Dieses Gesetz ordnet eine dauerhafte Nachhaftung der die Betreibergesellschaften beherrschenden Unternehmen 
für deren Stilllegungs- und Rückbau- sowie Entsorgungsverpflichtungen an und sichert dadurch bei wirtschaftli-
cher Betrachtung das gesamte Konzernvermögen der herrschenden Unternehmen als Haftungsmasse. Die finan-
ziellen Interessen des Staates sind damit so lange gewahrt, wie die am Konzern beteiligten Gesellschaften nicht 
insgesamt insolvent werden. 

Kern des Regelungsinhalts ist die Nachhaftung aller eine Betreibergesellschaft beherrschenden Unternehmen für 
öffentlich-rechtliche Verbindlichkeiten und anstelle dieser erhobener Entgelte gemäß § 1 Absatz 1 sowie für die 
Kosten einer Ersatzvornahme gemäß § 1 Absatz 2. Ergänzende Regelungen gelten der näheren Bestimmung der 
Beherrschung eines Betreibers gemäß § 2, dem Fortbestand der Haftung in besonderen Fällen bei Erlöschen der 
Beherrschung und dem Ausschluss der Übertragbarkeit der Haftung auf Dritte gemäß § 3 und der zeitlichen Be-
schränkung der Haftung bis zum Verschluss des Endlagers gemäß § 4. 

Allerdings bleibt vorrangig die Betreibergesellschaft selbst verpflichtet. Die Nachhaftung ist deshalb solange die 
Betreibergesellschaft besteht 

 akzessorisch, das heißt sie hängt, solange die Betreibergesellschaft besteht, davon ab, dass 
eine entsprechende Verpflichtung der Betreibergesellschaft selbst existiert und 
 

 subsidiär, das heißt sie greift nur dann ein, wenn eine Betreibergesellschaft ihre Verpflichtun-
gen selbst nicht erfüllt. 

III. Alternativen 

Alternativen bestehen nicht. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 14 des Grundgesetzes. 

Der größte Teil der Regelungen betrifft die Stilllegung und den Rückbau der Kernkraftwerke und die Entsorgung 
der radioaktiven Abfälle und damit die Erzeugung und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken. Die 
Regelung ist somit Gegenstand der ausschließlichen Gesetzgebungskompetenz des Bundes gemäß Artikel 73 Ab-
satz 1 Nummer 14 des Grundgesetzes.  

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Die Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und mit völkerrechtlichen Verträgen ist gegeben. Eine 
Verletzung der Niederlassungsfreiheit gemäß Art. 49 AEUV ist nicht erkennbar. Die potentielle Haftungserstre-
ckung auch auf Unternehmen mit Sitz im Ausland, die eine Betreibergesellschaft beherrschen, ist Ausdruck der 
unterschiedslosen Geltung der Regelung. 

VI. Gesetzesfolgen 

Wesentliche Folge des Gesetzes ist die subsidiäre Haftung von herrschenden Unternehmen für die finanziellen 
Verbindlichkeiten von Betreibergesellschaften für ihre Verpflichtungen zur Stilllegung und zum Rückbau von 
Kernkraftwerken und zur Entsorgung der radioaktiven Abfälle.  Damit haftet wirtschaftlich das gesamte Konzern-
vermögen der herrschenden Unternehmen für die Erfüllung der vorgenannten Verpflichtungen, unabhängig ins-
besondere von  gesellschaftsrechtlichen Umstrukturierungen oder Beendigungen von Beherrschungs- und Ergeb-
nisabführungsverträgen und auch für den Fall des Erlöschens einer Betreibergesellschaft. 
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1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Eine Vereinfachung oder Aufhebung von Verwaltungsverfahrensvorschriften erfolgt durch dieses Gesetz nicht. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung ist von diesem Gesetz nicht betroffen. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Durch die Absicherung der Stilllegungs- und Rückbau- sowie Entsorgungsverpflichtungen der Betreibergesell-
schaften wird das Risiko von Belastungen der öffentlichen Haushalte verringert. Die Erfüllung von Zahlungsver-
pflichtungen der Betreibergesellschaften wird durch Festlegung zusätzlicher Haftungsschuldner mit eigenem Ver-
mögen besser abgesichert; gleiches gilt für die Tragung der Kosten etwa erforderlich werdender staatlicher Er-
satzvornahmen. Finanzielle Belastungen der öffentlichen Haushalte sind nicht erkennbar. 

4. Erfüllungsaufwand 

Die Nachhaftung ist eine subsidiäre Haftung der Unternehmen, die eine Betreibergesellschaft beherrschen, für 
deren Stilllegungs- und Rückbau- sowie Entsorgungsverpflichtungen. Sie ist somit – bis auf den Sonderfall des 
Erlöschens einer Betreibergesellschaft – stets vom Umfang der Haftung der Betreibergesellschaft abhängig und 
begründet deshalb keine neuen, zusätzlichen Kosten für die Wirtschaft. Zusätzliche staatliche Aufgaben werden 
nicht begründet. 

5. Weitere Kosten 

Direkte oder indirekte Kosten für die Wirtschaft, insbesondere für mittelständische Unternehmen, sind wegen der 
grundsätzlichen Subsidiarität der Nachhaftung nicht zu erwarten. Ein Einfluss dieses Gesetzes auf das Preisni-
veau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, wird nicht erwartet. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Keine. 

VII. Befristung; Evaluation 

Das Gesetz sieht in § 4 eine Befristung der Haftung bis zum Verschluss des Endlagers vor. Eine sichere Einschät-
zung, wann ein Endlager für die aus den Kernkraftwerken entstandenen nuklearen Abfälle verschlossen werden 
kann, ist gegenwärtig aber noch nicht möglich. Deshalb ist eine darüber hinausgehende Begrenzung der Geltungs-
dauer des Gesetzes abzulehnen. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1: 

Die Norm ist Rechtsgrundlage für die Nachhaftung von Unternehmen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes eine Betreibergesellschaft eines Kernkraftwerks unmittelbar oder mittelbar beherrschen. Die Regelung 
schafft damit einen subsidiären Zahlungsanspruch der zuständigen öffentlich-rechtlichen Körperschaft gegenüber 
allen der Betreibergesellschaft übergeordneten Konzerngesellschaften sowie ergänzend einen eigenständigen 
Zahlungsanspruch für den Fall des Erlöschens der Betreibergesellschaft. 

Von diesem Zahlungsanspruch werden alle gegenwärtigen und zukünftigen öffentlich-rechtlichen Zahlungsver-
pflichtungen der Betreibergesellschaften erfasst, die der Finanzierung der Stilllegung und des Rückbaus der Kern-
kraftwerke und der Entsorgung der radioaktiven Abfälle dienen. Dies können einerseits originäre Zahlungsver-
pflichtungen (wie etwa Gebühren und Beiträge nach §§ 21 a und b Atomgesetz, Umlagen nach §§ 21 Standort-
auswahlgesetz, Endlagervorausleistungen nach der Endlagervorausleistungsverordnung oder anstelle der vorge-
nannten Zahlungspflichten erhobene Entgelte) sein, andererseits aber auch Kosten, die einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft entstehen, weil sie die Pflichten aus dem Atomrecht anstelle der Betreibergesellschaften im Wege 
der Ersatzvornahme durchführen muss.  
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Die Haftung greift nur dann, wenn die Betreibergesellschaft ihren Pflichten, beispielsweise aufgrund von Insol-
venz, nicht mehr nachkommt oder erloschen ist. Die atomrechtlichen Pflichten der Betreibergesellschaft werden 
durch das Gesetz nicht berührt. 

Absatz 1 enthält in Satz 1 die zentrale Regelung des Gesetzes und normiert durch eine Generalklausel eine um-
fassende Haftung des einen Betreiber von Kernkraftwerken beherrschenden Unternehmens gegenüber der jeweils 
anspruchsberechtigten öffentlich-rechtlichen Körperschaft für alle Kosten des Rückbaus der Kernkraftwerke und 
der Entsorgung der radioaktiven Abfälle. Diese Zahlungspflichten werden nicht abschließend aufgezählt, so dass 
auch gegebenenfalls künftig eingeführte Zahlungspflichten erfasst werden. Anknüpfungspunkt sind vielmehr die 
im zweiten Abschnitt des Atomgesetzes vorgesehenen Schritte der Stilllegung und des Rückbaus der Kernkraft-
werke und der Entsorgung der radioaktiven Abfälle. Die derzeit bestehenden Zahlungspflichten, Gebühren und 
Beiträge nach dem Atomgesetz, Vorausleistungen auf Beiträge nach der Endlagervorausleistungsverordnung so-
wie die Umlage nach dem Standortauswahlgesetz werden lediglich beispielhaft genannt. Satz 1 enthält zudem 
eine Definition des Betreiberbegriffs. Wer herrschendes Unternehmen im Sinne des § 1 ist, ergibt sich aus § 2. 
Satz 2 erstreckt die Haftung auch auf Entgelte, die anstelle der von Satz 1 erfassten öffentlich-rechtlichen Beiträge 
und Gebühren erhoben werden.  

Absatz 2 stellt klar, dass das herrschende Unternehmen auch für die Kosten einer Ersatzvornahme haftet, die der 
Erfüllung von Verpflichtungen aus dem zweiten Abschnitt des Atomgesetzes dient. Bei den hier adressierten 
Pflichten handelt es sich originär nicht um Zahlungspflichten gegenüber dem Staat, sondern um Handlungspflich-
ten der Betreibergesellschaften aus dem Atomrecht. Beispielhaft genannt sind Pflichten zu Stilllegung und Rück-
bau der Kernkraftwerke sowie zu Konditionierung, Zwischenlagerung und Transport von radioaktiven Abfällen. 
Aus diesen Pflichten entstehen erst dann Zahlungspflichten gegenüber der betroffenen öffentlich-rechtlichen Kör-
perschaft, wenn eine Behörde die Handlungspflicht im Wege der Ersatzvornahme durchsetzt, beispielsweise weil 
die Betreibergesellschaft insolvent ist. Diese Kostentragungspflicht wird in gleicher Weise abgesichert wie die 
originären, in Absatz 1 genannten Zahlungspflichten. 

Absatz 3 trifft ergänzende Regelungen für den Fall des Erlöschens eines Betreibers. Satz 1 erstreckt die Nachhaf-
tung auch auf Zahlungspflichten gemäß Absatz 1, die wegen Erlöschens eines Betreibers nicht mehr entstehen 
oder diesem, obwohl entstanden, wegen zwischenzeitlichen Erlöschens nicht mehr auferlegt werden können. Satz 
2 betrifft den Fall, dass eine Handlungspflicht eines Betreibers nicht entsteht, weil er erloschen ist. In diesem Fall 
muss die zuständige Behörde die Handlungspflicht erfüllen. Das herrschende Unternehmen haftet gemäß Satz 2 
in gleicher Weise, wie es bei Fortbestehen des Betreibers nach Absatz 2 für die Kosten einer Ersatzvornahme 
gehaftet hätte. Die Regelung soll insbesondere den Insolvenzfall erfassen. Es besteht ein nicht auszuschließendes 
Risiko, dass eine Betreibergesellschaft nach Abschluss des Insolvenzverfahrens im Handelsregister gelöscht wird 
und damit kein originär Verpflichteter im Sinne der Absätze 1 und 2 mehr existiert. Die Haftung des beherrschen-
den Unternehmens besteht gemäß dieser Regelung daher auch dann, wenn die eigentliche gesicherte Verbindlich-
keit mangels Existenz der Betreibergesellschaft als Schuldnerin nicht mehr zur Entstehung gelangt. 

Absatz 4 regelt das Verhältnis zwischen Betreibergesellschaft und herrschendem Unternehmen sowie mehrerer 
herrschender Unternehmen untereinander. Dieses richtet sich nach den Vorschriften für die Bürgschaft gemäß §§ 
765ff. des Bürgerlichen Gesetzbuchs in dem Fall, dass der Bürge auf die Einrede der Vorausklage gemäß § 771 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs verzichtet hat (so genannte selbstschuldnerische Bürgschaft). Das herrschende Un-
ternehmen ist damit der öffentlich-rechtlichen Körperschaft gegenüber zur Zahlung verpflichtet, ohne dass diese 
zuvor vergeblich die Zwangsvollstreckung in das Vermögen der Betreibergesellschaft versucht haben muss. Die 
Betreibergesellschaft selbst bleibt zunächst weiterhin verpflichtet, wird jedoch durch Zahlung des herrschenden 
Unternehmens befreit. Das herrschende Unternehmen hat einen Rückgriffsanspruch gegen die Betreibergesell-
schaft. Mehrere herrschende Unternehmen haften der öffentlich-rechtlichen Körperschaft gegenüber als Gesamt-
schuldner. 

 

Zu § 2: 

In § 2 ist geregelt, wer als herrschendes Unternehmen im Sinne des Gesetzes anzusehen ist. Die Norm definiert 
in Absatz 1 den Begriff des herrschenden Unternehmens und trifft in Absatz 2 eine ergänzende Regelung für 
Personenhandelsgesellschaften. Absatz 3 regelt schließlich den Fall des Erlöschens des Betreibers. 

Absatz 1 Satz 1 stellt für den Beherrschungstatbestand darauf ab, dass ein Unternehmen  mindestens die Hälfte 
der Anteile oder der Stimmrechte an einer Betreibergesellschaft innehat oder auf andere Weise allein oder ge-
meinschaftlich die Betreibergesellschaft beherrscht. Leitgedanke ist dabei, dass ein Unternehmen, das Einfluss 
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auf die Geschäftstätigkeit einer Betreibergesellschaft nehmen kann, auch einer dauerhaften Nachhaftung unterlie-
gen soll. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass ein Unternehmen, das die Mehrheit der Kapitalan-
teile oder Stimmrechte an einer Betreibergesellschaft hält, maßgeblichen Einfluss auf die Möglichkeiten der Be-
treibergesellschaft haben dürfte, für ihre atomrechtlichen Verpflichtungen Vorsorge zu treffen. 

Der Begriff des herrschenden Unternehmens wird in § 2 Absatz 1 Satz 1 selbständig für die Zwecke der Rückbau- 
und Entsorgungskostennachhaftung definiert, doch wird an etablierte Regelungen angeknüpft, für Mehrheitsbe-
sitz und Mehrheitsbeteiligung an § 16 Absatz 1 Aktiengesetz, für sonstige Fälle der Ausübung eines beherrschen-
den Einflusses auf die Betreibergesellschaft an § 17 Absatz 1 Aktiengesetz sowie für Fälle der gemeinsamen 
Beherrschung an § 36 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Im Unterschied zu § 16 
Absatz 1 Aktiengesetz reicht allerdings die Hälfte der Anteile oder der Stimmrechte für eine Beherrschung im 
Sinne dieses Gesetzes aus. Auf diese Weise wird der Fall erfasst, dass eine Betreibergesellschaft jeweils zur Hälfte 
zwei Gesellschaftern gehört, die nicht, etwa durch Vereinbarungen, gemeinsam einen beherrschenden Einfluss 
ausüben. Auch in diesen Fällen dürfte wegen des faktischen Zwangs zur Einigung beim Betrieb eines Kernkraft-
werks und es gleichgerichteten Interesses der Gesellschafter ein einer gemeinsamen Beherrschung vergleichbarer 
Einfluss der Gesellschafter auf eine Betreibergesellschaft bestehen. 

Satz 2 knüpft für die Berechnung des Teils der Anteile oder Stimmrechte an die Regelungen des § 16 Absatz 2 
und 3 Aktiengesetz an. Durch die Regelung des Satz 3 werden auch Fälle mittelbarer Beherrschung erfasst, indem 
an die Regelung des § 16 Absatz 4 Aktiengesetz angeknüpft wird. Auf diese Weise ist auch die Gesellschaft an 
der Konzernspitze mittelbar herrschendes Unternehmen, so dass wirtschaftlich das gesamte Konzernvermögen 
der herrschenden Unternehmen der Haftung nach § 1 unterliegt.  

Absatz 2 Alternative 1 enthält eine ergänzende Regelung für den Fall, dass eine Betreibergesellschaft in der Form 
einer Personenhandelsgesellschaft organisiert ist. Jeder persönlich haftende Gesellschafter gilt dabei als herr-
schendes Unternehmen. Die Behörde kann als Haftungsschuldner nach § 1 auf den persönlich haftenden Gesell-
schafter zurückgreifen, denn dieser dürfte im Regelfall eine seiner Haftung entsprechende umfassende Einfluss-
möglichkeit auf die Betreibergesellschaft haben. Zudem hat der persönlich haftende Gesellschafter die Möglich-
keit, die in Absatz 2 getroffene Vermutung der Behörde gegenüber zu wiederlegen. 

Durch die zweite Alternative des Absatzes 2 wird sichergestellt, dass auch bei in einer Konzernhierarchie über 
der Betreibergesellschaft liegenden Gesellschaften das jeweils herrschende Unternehmen in die Haftung einbezo-
gen werden kann.  

Absatz 3 adressiert den Sachverhalt, in dem ein Betreiber nicht fortbesteht und ist somit vergleichbar mit dem in 
§ 1 Absatz 3 zu Grunde gelegten Sachverhalt. Auch für diesen Fall soll die Haftung der herrschenden Unterneh-
men gewährleistet sein.   

 

Zu § 3: 

§ 3 Absatz 1 sieht vor, dass die einmal begründete Haftung nach § 1 auch dann fortbesteht, wenn das Beherr-
schungsverhältnis endet. Entsprechend dem Zweck des Gesetzes soll durch gesellschaftsrechtliche Umstrukturie-
rungen der Umfang des für die atomrechtlichen Verpflichtungen der Betreibergesellschaft haftenden Vermögens 
nicht verringert werden können. Aber auch in anderen Fällen, etwa bei einem Verkauf der Betreibergesellschaft, 
soll es zu keiner Verringerung des der Haftung unterliegenden Vermögens kommen können. 

§ 3 Absatz 2 bestimmt zudem, dass die Übertragung der Haftung nach § 1 auf einen Dritten für das herrschende 
Unternehmen, das die Haftung überträgt, keine befreiende Wirkung hat. Dies ist insbesondere erforderlich, damit 
im Falle einer nach dem Umwandungsrecht grundsätzlich zulässigen Übertragung auch öffentlich-rechtlicher 
Verbindlichkeiten auf einen anderen Rechtsträger eine Enthaftung des bisher haftenden Unternehmens zu verhin-
dern. Auf diese Weise kann eine Verringerung des der Haftung unterliegenden Vermögens vermieden werden. 

Im Ergebnis können die Bestimmungen des § 3 eine kumulative Haftung mehrerer Unternehmen neben der Be-
treibergesellschaft zur Folge haben, etwa im Falle einer umwandlungsrechtlichen Abspaltung eine Haftung so-
wohl des übertragenden als auch des übernehmenden Unternehmens, oder im Falle eines Verkaufs der Betreiber-
gesellschaft sowohl des Verkäufers als auch des Erwerbers. Damit wird dem Zweck des Gesetzes – der Sicherung 
des bestehenden Konzernvermögens der herrschenden Unternehmen als Haftungsmasse – Rechnung getragen, 
ohne die unternehmerische Freiheit des bisher herrschenden Unternehmens über das notwendige Maß hinaus zu 
beeinträchtigen. Denn das bisher herrschende Unternehmen, das als Folge der Regelung des § 1 Absatz 4 als 
Gesamtschuldner neben dem neuen herrschenden Unternehmen haftet, hat es selbst in der Hand, im Rahmen der 
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Transaktion durch Einräumung von Rückgriffsansprüchen das neue herrschende Unternehmen im Innenverhältnis 
von der Nachhaftung freizustellen. 

 

Zu § 4: 

Erfasst von der Nachhaftung werden grundsätzlich sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Zahlungsverbind-
lichkeiten der Betreibergesellschaften. Die Frist zur Nachhaftung gemäß § 1 wird jedoch durch § 4 zeitlich be-
schränkt. Sie endet nach Einlagerung der radioaktiven Abfälle der Betreibergesellschaft in einem Endlager und 
dessen Verschluss.  

 

Zu § 5: 

§ 5 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme 
des Bundesrates 

 
 
 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Nachhaftung für Rückbau- und Entsor-
gungskosten im Kernenergiebereich (Rückbau- und Entsorgungskos-
tennachhaftungsgesetz - Rückbau- und Entsorgungskostennachhaf-
tungsG) 
 

 

 

Der Bundesrat hat in seiner 938. Sitzung am 6. November 2015 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 
76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Im gesamten Gesetzentwurf ist das Wort "Rückbau" durch das Wort "Abbau" zu erset-
zen. 

 

Begründung: 

Die atomrechtlichen Vorschriften sprechen in den einschlägigen Regelungen, insbeson-
dere § 7 Absatz 3 AtG (ebenso in § 9a Absatz 1 Satz 1 AtG, § 19b Absatz 1 und Absatz 
3 AtVfV, Anlage 1 Nummer 11.1 UVPG) nicht von "Rückbau" (ein Terminus, der in 
der Fachwelt durchaus geläufig ist), sondern von "Abbau". Da das "Gesetz zur Nach-
haftung für Rückbau- und Entsorgungs-kosten im Kernenergiebereich" an diese Hand-
lung anknüpft und kein neuer 
Regelungsbereich geschaffen werden soll, sollte aus Gründen der Klarheit und Be-
stimmtheit sowie dem der Einheit der Rechtsordnung der bisher vom Gesetzgeber ver-
wendete Terminus verwendet werden. 

 

2. Zu § 1 Absatz 1 Satz 1 Rückbau- und EntsorgungskostennachhaftungsG 

In § 1 Absatz 1 Satz 1 sind nach dem Wort "Elektrizität" die Wörter "oder zur Erzeu-
gung von Kernbrennstoffen" einzufügen. 

 

Begründung: 

Die Anwendung des Grundsatzes der Verursacherhaftung erfordert im Bereich von 
Rückbau und Entsorgung gewerblicher kerntechnischer Anlagen, die langfristige Be-
treiberhaftung als Kehrseite der Privatnützigkeit unabhängig von der Unternehmens-
struktur und deren möglichen Veränderungen sicherzustellen. Dies bedingt eine Aus-
dehnung auf die Urananreicherungsanlage in Gronau. Die Anlage wird auf gewerblicher 
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Grundlage betrieben und hat in der Vergangenheit hohe Gewinne an ihre Betreiber ge-
liefert. Demgegenüber ist das zukünftige Schicksal der dort angefallenen abgereicherten 
Uranverbindungen unklar. Das Nationale Entsorgungsprogramm rechnet mit einer 
möglichen zu entsorgenden Menge von 100 000 m³. Andererseits gibt es deutliche Ver-
äußerungsbestrebungen aller vier Anteilseigner. Gerade vor dem Hintergrund dieser in 
absehbarer Zeit möglichen Änderung der Eigentümerstruktur ist die Einbeziehung der 
Anlage in den Anwendungsbereich des Gesetzes erforderlich. 

 

3. Zu § 1 Absatz 1 Satz 1, 2 Satz 2 Rückbau- und EntsorgungskostennachhaftungsG 

§ 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Wörter "nach § 7 Absatz 3 des Atomgesetzes" zu strei-
chen.  

b) In Absatz 2 Satz 2 sind die Wörter "aus § 7 Absatz 3 des Atomgesetzes" zu strei-
chen. 

 

Begründung: 

§ 1 Absatz 1 Satz 1 nennt als Bezugspunkte der öffentlich-rechtlichen Zahlungsver-
pflichtungen "die Stilllegung und den Rückbau dieser Anlagen nach § 7 Absatz 3 des 
Atomgesetzes". Das Gesetz knüpft dabei an die Tatbestände des § 7 Absatz 3 AtG an. 
Die tatsächlichen Handlungen ("Stilllegung" und "Rückbau" - bzw. "Abbau" i. S. d. 
Änderung unter Nummer 1) sind eindeutig bezeichnet und finden sich in den Sachrege-
lungen des Atomgesetzes in § 7 Absatz 3 AtG. Die Erwähnung dieser Vorschrift im 
Nachhaftungsgesetz kann entfallen; ihr kommt kein eigenständiger Sinn zu. Allenfalls 
sollte im Rahmen der gesetzlichen Begründung niedergelegt werden, dass der Gesetz-
geber des Nachhaftungsgesetzes an die Genehmigungstatbestände des § 7 Absatz 3 AtG 
anknüpft und die dort beschriebenen tatsächlichen Vorgänge meint. 

Die Streichung der Wörter "§ 7 Absatz 3 AtG" ist aber sinnvoll, weil die Formulierung 
("die Stilllegung und den Rückbau dieser Anlagen nach § 7 Absatz 3 des Atomgeset-
zes") dahingehend missverstanden werden könnte, dass nur die Zahlungsverpflichtun-
gen gemeint sind, die entstehen, wenn nach § 7 Absatz 3 AtG genehmigte Handlungen 
vorgenommen werden. Nach der Gesetzeskonzeption wäre dies verkürzt. Dieselben 
Handlungen, die vom Nachhaftungsgesetz gemeint sind, können auch auf anderen 
rechtlichen Grundlagen beruhen, nämlich auf § 7 Absatz 1 AtG oder einer Anordnung 
nach § 19 Absatz 3 AtG. Dies ergibt sich zweifelsfrei aus § 7 Absatz 3 Satz 3 AtG.  

Die Streichung der Wörter "aus § 7 Absatz 3 des Atomgesetzes" im Absatz 2 Satz 2 ist 
zusätzlich zum oben Gesagten deshalb erforderlich, weil dort von "Pflichten der Betrei-
ber" aus § 7 Absatz 3 AtG die Rede ist. Tatsächlich stellt diese Vorschrift aber ein Ge-
nehmigungserfordernis für bestimmte Handlungen auf ("bedürfen der Genehmigung"). 
Pflichten werden dort nicht begründet. 
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4. Zum Gesetzentwurf allgemein 

a) Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich den Gesetzentwurf der Bundesregierung und 
ihr Bestreben, entsprechend der Prüfbitte aus Ziffer 5 des Bundesratsbeschlusses 
vom 10. Oktober 2014 (BR-Drucksache 280/14 (Beschluss)) eine Gewährleistung 
zu schaffen, dass im Falle einer Insolvenz einer KKW-Betreibergesellschaft der je-
weilige Mutterkonzern voll und zeitlich unbegrenzt für alle Verbindlichkeiten bzw. 
Verluste einzustehen hat. 

b) Der Bundesrat unterstützt grundsätzlich das Ziel sicherzustellen, dass die Betreiber 
von Kernkraftwerken dem Verursacherprinzip entsprechend für Abbau- und Ent-
sorgungskosten im Kernenergiebereich aufkommen. Energieversorgungsunterneh-
men sind für Stilllegung, Abbau und Entsorgung der von ihnen betriebenen Anlagen 
finanziell verantwortlich und dies muss auch in ausreichendem Maße sichergestellt 
werden. 

c) Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren um Prüfung, ob die Re-
gelungen des Gesetzes nicht auf alle Inhaber von Genehmigungen nach §§ 6, 7 und 
9 Atomgesetz ausgedehnt werden sollten. So entstehen insbesondere die in § 1 Ab-
satz 1 des Gesetzentwurfs in Bezug genommenen Verbindlichkeiten aus der Endla-
gervorausleitungsverordnung sowie aus Kapitel 4 des Standortauswahlgesetzes 
auch bei Inhabern von Aufbewahrungsgenehmigungen und Umgangsgenehmigun-
gen. Die Umlagepflicht gemäß § 22 Standortauswahlgesetz trifft unter anderem 
auch denjenigen, dem eine Genehmigung nach § 6 oder § 9 Atomgesetz erteilt wor-
den ist. Und die Vorausleistungen gemäß § 2 Endlagervorausleitungsverordnung 
werden unter anderem von demjenigen erhoben, dem eine Genehmigung nach § 6 
oder § 9 des Atomgesetzes erteilt worden ist. Auch in diesen Fällen sollten etwaige 
herrschende Unternehmen subsidiär haften.  

 

5. Zum Gesetzentwurf allgemein 

a) Im Sinne des Beschlusses des Bundesrates in BR-Drucksache 280/14 (Beschluss) 
hält der Bundesrat den Gesetzentwurf der Bundesregierung nur für einen ersten 
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Schritt, dem Verursacherprinzip ausreichend Rechnung zu tragen und die finanzi-
ellen Interessen des Staates und damit der Steuerzahler in erforderlichem Umfang 
zu sichern. 

b) Mit dem Gesetzentwurf wird nach Auffassung der Bundesregierung die Nachhaf-
tung der Unternehmen, die die Betreibergesellschaften der Kernkraftwerke in 
Deutschland beherrschen, geregelt. Der Gesetzentwurf sichert jedoch nach Auffas-
sung des Bundesrates nicht die tatsächliche Verfügbarkeit der für Stilllegung, Ab-
bau und Entsorgung notwendigen Mittel zum Zeitpunkt ihrer notwendigen Auflö-
sung bei den beherrschenden Unternehmen.  

c) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im Hinblick auf das kürzlich veröffent-
lichte Gutachten, welches im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft  und 
Energie erstellt worden ist, eine ergänzende Beurteilung der Angemessenheit der 
Höhe und Werthaltigkeit der Rückstellungen für jeden einzelnen Verbund aus Be-
treibergesellschaft und beherrschenden Unternehmen durchzuführen, sowie die vier 
KKW-betreibenden Energiekonzerne zu verpflichten, eine kernkraftwerksscharfe 
Aufstellung der Stilllegungs-, Abbau- und Entsorgungskosten zu erstellen (vgl. Be-
schluss des Bundesrates in BR-Drucksache 280/14 - Beschluss). Zukünftige Ge-
winnerwartungen sollten, da ihre Höhe als grundsätzlich ungewiss einzustufen ist, 
bei der Beurteilung der Kostendeckung nicht herangezogen werden.  

d) Der Bundesrat begrüßt, dass die Bundesregierung eine Expertenkommission einge-
setzt hat, die die verbleibenden Lücken in der Sicherung der Finanzierung der nuk-
learen Entsorgungskosten identifizieren und Vorschläge zu deren Behebung erar-
beiten soll. 

 

e) Die Bundesregierung wird gemäß Beschluss des Bundesrates in BR-Drucksa-
che 280/14 (Beschluss) gebeten, der Expertenkommission einen weit gefassten 
Prüfauftrag zu stellen. Besonders die Herstellung und Sicherung von 
Transparenz bei der Finanzierung von Stilllegung, Abbau und Entsorgung im Kern-
energiebereich einschließlich der hierzu gebildeten Rückstellungen sowie die Ein-
führung geeigneter Instrumente zur Verbesserung der Sicherstellung dieser Ver-
pflichtung sollen dabei berücksichtigt werden. 

 

Begründung: 

Mit dem von der Bundesregierung vorgelegten - Gesetz zur Nachhaftung für Rückbau- 
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und Entsorgungskosten im Kernenergiebereich - wird zwar die Nachhaftung der Unter-
nehmen, die die Betreibergesellschaften der Kernkraftwerke in Deutschland beherr-
schen, geregelt, nicht jedoch die Sicherheit der Finanzierung sämtlicher Kosten für Still-
legung und Abbau der Kernkraftwerke wie auch die Entsorgung radioaktiver Abfälle. 
Insbesondere muss sichergestellt sein, dass die Mittel zur Verfügung stehen, wenn sie 
gebraucht werden. In dem für das BMWi erstellten Gutachten zur Bewertung der Rück-
stellungen im Kernenergiebereich vom 9. Oktober 2015 wird deutlich dargelegt, dass 
die ermittelten Ergebnisse eine große Fehlerbandbreite aufweisen. Die Analyseergeb-
nisse beruhen auf aktuell geschätzten Werten. Die geschätzten Nettoeinkommen der 
EVU insgesamt oder das Vermögen der EVU reichen aus derzeitiger Sicht der Gutach-
ter zwar aus, um die zu erwartenden Entsorgungskosten abzudecken, jedoch kann ent-
sprechend den Ausführungen der Gutachter aus den getroffenen Feststellungen nicht 
abgeleitet werden, dass die Finanzierung der künftigen Entsorgungskosten sicher ist. So 
kann der Gesetzentwurf nicht verhindern, dass die Energiekonzerne selbst vermögens-
los werden, z. B. durch Abspaltung werthaltiger Vermögensbestandteile oder Aktien-
splitting. Der Bundesrat erwartet daher, dass diese Lücken zeitnah geschlossen werden. 

 

6. Zum Gesetzentwurf allgemein 

a) Der Gesetzentwurf kann nicht verhindern, dass die Energiekonzerne selbst vermö-
genslos werden, zum Beispiel durch Abspaltung werthaltiger Vermögensbestand-
teile oder Aktiensplitting.  

b) Der Bundesrat ist im Übrigen der Auffassung, dass die Zahlungsverpflichtungen 
der Energiekonzerne durch eine Konkretisierung ihrer auf die Stilllegung und den 
Rückbau der Kernkraftwerke bezogenen Pflichten im Atomgesetz konkretisiert 
werden müssen. § 7 Absatz 3 des Atomgesetzes regelt lediglich die Genehmigungs-
pflicht von sicherem Einschluss und Rückbau. Eine ausdrückliche Verpflichtung 
zum Rückbau sowie entsprechende Befugnisse der Behörde zur Durchsetzung die-
ser Pflicht ergeben sich hieraus nicht unmittelbar. Das Wahlrecht zwischen siche-
rem Einschluss und direktem Rückbau ist zu streichen. Von den Auswirkungen der 
Streichung auszunehmen sind Anlagen, für die bereits eine Genehmigung nach § 7 
Absatz 3 erteilt worden ist. 

7. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat weist darauf hin, dass das Gesetz nach Abschluss der Arbeit der Endla-
gerkommission und der auf ihren Empfehlungen basierenden Änderungen des Stand-
ortauswahlgesetzes an dieses angepasst werden muss. Denn dem Rückbau - und Ent-
sorgungskostennachhaftungsgesetz liegt ein bestimmtes Endlagerkonzept zugrunde 
(Endlagerung in tiefen geologischen Formationen), über das die Endlagerkommission 
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noch nicht abschließend entschieden hat. Das gilt auch für die Frage der Rückholbarkeit 
der einzulagernden Abfälle und die damit verbundene Frage, wer für die dadurch ent-
stehenden Kosten aufzukommen hat. 
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